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Berichtsvorlage 
 
 
zur Behandlung im: Ausschuss für Planung, Verkehr, Energie und Umwelt 
  
zur Kenntnis im: Ortsbeirat Südstadt 
  
  
 
Betreff: Güterbahnhof Tübingen: Güterhalle, Verwaltungsgebäude und Bahnsteig  
  
Bezug: Vorlage 556/2009, Vorlage 556a/2009, Vorlage 327/2010 
Anlagen:  Anlage 1: Fotos des Güterbahnhofs 

Anlage 2: Begründung der Denkmaleigenschaft des Regierungspräsidiums 
Anlage 3: Städtebauliche Varianten 1, 4 und 5 

 
 
Zusammenfassung:  
 
Das  Regierungspräsidium hat das gesamte Gebäudeensemble der Güterabfertigung im Bereich der 
geplanten städtebaulichen Entwicklung am Tübinger Güterbahnhof unter Denkmalschutz gestellt. In 
der Konsequenz ist die städtebauliche Entwicklung aus Sicht der Grundstückseigentümer aurelis und 
Bahn dadurch wirtschaftlich nicht mehr umsetzbar, so dass sie sich aus dem Projekt zurück ziehen 
würden. 
Die Stadtverwaltung hat dem Regierungspräsidium und den Eigentümern einen Kompromiss vorge-
schlagen, der einerseits einen Teil des Güterbahnhofgebäudes erhalten und andererseits einen größe-
ren Grundstücksteil für eine neue bauliche Nutzung vorsehen würde. Nachdem das Regierungspräsidi-
um mitgeteilt hat, dass bei dieser Lösung die Denkmaleigenschaft entfallen würde, haben die Eigen-
tümer diesem Lösungsvorschlag letztlich aber nicht zugestimmt.  
Im Hinblick auf die für Tübingen wichtige Maßnahme der Innenentwicklung hat das Regierungspräsi-
dium jedoch in Aussicht gestellt, gegen die Genehmigung eines Abbruchs des Denkmals aus zwingen-
den städtebaulichen Gründen fachaufsichtlich nicht einzuschreiten. Die Projektbeteiligten werden nun 
auf dieser Grundlage den städtebaulichen Wettbewerb vorbereiten, und das Bauleitplanverfahren soll 
eingeleitet werden. 
 
Ziel:  
Der Gemeinderat soll über das Ergebnis der Verhandlungen zwischen Stadt, Regierungspräsidium und 
Flächeneigentümern unterrichtet werden. Die Beweggründe für die Abwägung der Denkmaleigen-
schaft einerseits und der wirtschaftlichen Durchführbarkeit andererseits zugunsten der städtebaulichen 
Gesamtentwicklung Tübingens sollen dargestellt werden.  
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Bericht:  
 
1. Anlass / Problemstellung 

Zeitlich unmittelbar im Anschluss an den Beschluss der Kooperationsvereinbarung durch den Gemein-
derat (Vorlage 327/2010) im September 2010 wurde die Güterhalle mit dem zugehörigen Verwal-
tungstrakt sowie dem Umladebahnsteig hinter der Güterhalle unter Denkmalschutz gestellt. Durch die 
Unterschutzstellung verändern sich die Parameter der städtebaulichen Nutzung so erheblich, dass der 
ursprünglich für den Winter 2010/2011 vorgesehenen Vorbereitung der Wettbewerbsauslobung zu-
nächst ein weiterer Prüfschritt vorgeschaltet wurde, mit dem die Wirtschaftlichkeit der Maßnahme un-
ter dieser Voraussetzung erneut untersucht wurde.  

2. Sachstand 

2.1 Frühe Information und Beteiligung von Trägern öffentlicher Belange  

Die Stadtverwaltung sowie die Deutsche Bahn Netz AG und die aurelis Asset GmbH als Eigentümer der 
Flächen des Güterbahnhofes waren bereits im Frühjahr 2010 überein gekommen, dass vor einer kon-
kretisierenden Ausarbeitung der Planungen eine Art frühzeitige Beteiligung von Behörden und Trägern 
öffentlicher Belange sowie z.B. der privaten Naturschutzverbände sinnvoll sein würde.   
Die Stadt Tübingen hat daraufhin die üblicherweise beteiligten Träger öffentlicher Belange ange-
schrieben und um Stellungnahme bis zum 28.05.2010 gebeten, ob Einwände, Bedenken oder Anre-
gungen zu der geplanten Entwicklung der Güterbahnhofsflächen bestehen. Zusätzlich zu der Bitte um 
schriftliche Stellungnahme lud die Stadtverwaltung zu einer begleitenden frühzeitigen Informations-
veranstaltung von Ämtern und Behörden am 17.05.2010 ins technische Rathaus ein. Dabei gingen 
mehrere Stellungnahmen ein, die z.T bereits bei der Wettbewerbsauslobung, zum Teil erst bei der 
Bauleitplanung zu beachten sein werden. 

2.2 Untersuchung der Denkmaleigenschaft 

Das Referat Denkmalpflege des Regierungspräsidiums (RP) sagte in seiner Stellungnahme vom 
18.05.2010 zu, innerhalb von vier Wochen eine Begehung der Flächen vorzunehmen, um das Stell-
werk und die Güterhalle auf ihre mögliche Denkmaleigenschaft zu überprüfen. Nach erneuter Auffor-
derung durch die Stadt fand die Begehung im September 2010 gemeinsam mit Vertretern von Bahn, 
aurelis und Stadtverwaltung statt.  
Auf Grundlage der Ergebnisse der Begehung nahm das Regierungspräsidium im Oktober 2010 die Ge-
bäudeeinheit aus Güterhalle, Verwaltungsgebäude und freistehendem überdachten Umladebahnsteig 
gemäß § 2 Denkmalschutzgesetz in die Liste der Kulturdenkmale auf (Photo sh. Anlage 1). Dem En-
semble wurde sowohl aus architekturhistorischen als auch aus heimatgeschichtlichen Gründen die 
Denkmaleigenschaft zugesprochen (Begründung sh. Anlage 2).  
Besondere Bedeutung für die Unterschutzstellung hatte neben der weitgehend im Original überliefer-
ten Bausubstanz vor allem auch ein Beobachtungsstand aus der Zeit des Nationalsozialismus, von dem 
aus während der Kriegszeit vorwiegend russische Zwangsarbeiter, die für Verladearbeiten eingesetzt 
wurden, überwacht wurden (Photo sh. Anlage 1). 

2.3 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

Wie die Stadtverwaltung im Zusammenhang mit dem Beschluss der Kooperationsvereinbarung bereits 
Anfang September 2010 dargelegt hat, hatte die gemeinsam erstellte Kosten-Erlös-Berechnung erge-
ben, dass das Projekt unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten durchführbar ist, aber über keine finan-
ziellen Spielräume verfügt. Auf Grundlage der damals angenommenen vollständigen Neubeplanung 
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des Grundstückes hielten sich dabei die voraussichtlichen Kosten und die prognostizierten Grund-
stückserlöse in etwa die Waage.  

Durch die Unterschutzstellung der Güterhalle und des Umladebahnsteigs müsste allerdings ein größe-
res Baufeld des geplanten Mischgebietes aus der Erlösseite der bisherigen Kalkulationsgrundlage her-
ausfallen. Die Wirtschaftlichkeit des Projektes musste daraufhin neu untersucht werden. Die Grund-
stückseigentümer haben in diesem Zusammenhang dargelegt, dass bei einem Kompletterhalt des 
Denkmals das Projekt für sie wirtschaftlich nicht durchführbar sei. 

2.4 Bedeutung für die Stadtentwicklung 

Die Projektbeteiligten sind sich einig, dass aus städtebaulicher Sicht der Erhalt von prägnanter, histori-
scher Bausubstanz zum positiven Image und zur Identitätsstiftung bzw. Adressbildung des geplanten 
neuen Quartiers beitragen würde. Gleichzeitig ist sowohl den Projektpartnern (Stadt, Bahn und aure-
lis) als auch dem Regierungspräsidium die große Bedeutung der Güterbahnhofsfläche für die städte-
bauliche Entwicklung der Stadt Tübingen bewusst. Bei den ca. neun Hektar Fläche handelt es sich um 
die letzte große zusammenhängende Brachfläche, die der Stadt als Innenentwicklungsmaßnahme zur 
Verfügung steht.  
Aus diesem Grund sind alle Beteiligten überein gekommen, vor der Einbeziehung der jeweiligen Gre-
mien zu prüfen, wie mit dem Denkmalstatus umgegangen werden soll. Auch das Regierungspräsidium 
hat zugestimmt, zunächst die Rahmenbedingungen genauer auszuloten.  

Um das Gesamtprojekt unter den veränderten Bedingungen auch auf seine wirtschaftliche Tragfähig-
keit zu überprüfen, kamen die Beteiligten daher im November 2010 überein, zunächst mögliche städ-
tebauliche Szenarien erarbeiten zu lassen und diese dann erneut immobilienwirtschaftlich von einem 
Gutachter bewerten zu lassen.  
In Abstimmung mit dem Regierungspräsidium wurde das Büro a:dk aus Mainz mit der Erarbeitung von 
variierenden Testentwürfen beauftragt. Die Szenarien wurden anschließend vom Sachverständigenbü-
ro Dietrich aus Riedstadt auf ihre Wirtschaftlichkeit untersucht. 

2.5 Städtebauliche Varianten 

Bis März 2011 wurden schematisch fünf städtebauliche Varianten entwickelt, die von unterschiedlichen 
Erhaltungsszenarien für den denkmalgeschützten Gebäudekomplex ausgegangen sind (Anlage 3). 
Grundsätzlich wurde mit dem Regierungspräsidium besprochen, dass auch der Erhalt eines Teil des 
Kulturdenkmals überprüft werden konnte und sollte:  

Variante 1 und 2  
Die Varianten 1 und 2 gehen jeweils von einem fast vollständigen Erhalt der Denkmalteile aus. Städ-
tebaulich spannt sich zwischen Güterhalle und Eisenbahnstraße eine Freifläche auf, die aufgrund der 
Grundstückstiefe für eine zusätzliche Bebauung nicht geeignet ist.  

Um die Güterhalle für eine der zukünftigen städtebaulichen Situation angemessene, gewerbliche Nut-
zung (Büro, Dienstleistung) instand zu setzen ist insbesondere aufgrund der bestehenden hölzernen 
Tragstruktur sowie einer bisher nur zur Lagerung von Gütern vorgesehenen Bausubstanz ein sehr ho-
her Sanierungsaufwand erforderlich. Bei Berücksichtigung des zu erzielenden Mietertrags ergibt sich 
für das betreffende Grundstück ein Negativwert zwischen ca. 1,6 und 1,8 Mio. Euro. Die Fläche steht 
zudem nicht mehr für eine Neubebauung mit mehrstöckiger Mischgebietsbebauung zur Verfügung, so 
dass darüber hinaus in Variante 1 ein Erlösausfall von 1,4 Mio. Euro unter Berücksichtigung der ver-
änderten Entwicklungskosten bilanziert wurde. In Variante 2 wird der Mindererlös für die Fläche in 
Verlängerung der Hügelstraße aufgrund weitergehender Überbauung mit ca. 1,2 Mio. Euro berechnet. 
Im Vergleich zum wirtschaftlich auskömmlichen Konzept vor dem Zeitpunkt der Unterschutzstellung 
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ergibt sich somit ein finanzieller Fehlbetrag zwischen 2,8. Mio. (Variante 2) und ca. 3,2 Mio. Euro 
(Variante 1). 

Varianten 3 und 4  
In den Varianten 3 und 4 wird weitgehend eine Ausnutzung wie in demjenigen Testentwurf erreicht, 
der 2010 für die transparente Kosten-Erlös-Berechnung zugrunde gelegt worden war. Das Baufeld, auf 
dem die Güterhalle und der Umladebahnsteig stehen, wird in diesen Varianten im Wesentlichen über-
baut und kann entsprechende Erlöse einbringen. Als Besonderheit in Variante 3 wird der Beobach-
tungsstand als geschichtlicher Zeuge für den Einsatz von Zwangsarbeitern während der Zeit des Nati-
onalsozialismus erhalten. 
In beiden Varianten ist das Projekt wirtschaftlich der Ausgangssituation vor der Unterschutzstellung 
vergleichbar und somit wiederum auskömmlich. 

Variante 5  
Auf intensives Betreiben der Stadtverwaltung wurde eine fünfte Variante untersucht, bei der zum ei-
nen ein wesentlicher Teil der denkmalgeschützten Substanz erhalten bleiben soll, zum anderen aber 
durch eine stärkere städtebauliche Ausnutzung höhere Erlöse erzielt werden können.  
Als quartiersprägendes Element bleiben in dieser Variante neben dem Verwaltungstrakt auch die west-
liche Hälfte der Güterhalle bis zur Brandwand sowie der zeitgeschichtlich bedeutsame Beobachtungs-
stand erhalten. Die weitergehende architektonische Planung dieser vor allem im Bereich der Abbruch-
naht sensiblen Variante wäre noch durch ein Architekturbüro nachzuweisen.  

Das durch den teilweisen Abriss der östlichen Hälfte der Güterhalle flächenmäßig verringerte Denkmal-
Grundstück beinhaltet unter Berücksichtigung von Sanierungsaufwand und prognostiziertem Mieter-
trag dann nur noch einen Negativwert von ca. 1 Mio. Euro.  
Für den durch den Abbruch frei gewordenen Grundstücksteil ergibt sich die Möglichkeit für eine ver-
marktbare Bebauung, so dass sich auf der Erlösseite der Fehlbetrag auf ca. 0,7 Mio. Euro verringert.  
Im Vergleich zur wirtschaftlichen Auskömmlichkeit der Ausgangssituation liegt der Fehlbetrag in dieser 
Variante demnach noch bei ca. 1,7 Mio. Euro.  

Sofern das Regierungspräsidium den zu erhaltenden Gebäudeteilen nach wie vor die Denkmaleigen-
schaft zuerkennen würde, hatte die Stadtverwaltung angeboten, zu prüfen, ob die Stadt das Denkmal 
von den Eigentümern kostenfrei übernehmen könnte. Die bisherigen Erfahrungen mit Bestandsgebäu-
den bei städtischen Entwicklungsprojekten haben gezeigt, dass die gutachterlich festgestellten 1 Mio. 
Euro Belastung im spezifischen Tübinger Immobilien-Markt voraussichtlich aufgefangen werden könn-
ten, v.a. sofern bei einer Weiterveräußerung steuerliche Abschreibungen durch den Denkmalstatus be-
rücksichtigt werden könnten. 

Durch das aktive Angebot der Stadt könnte der Fehlbetrag auf 0,7 Mio. Euro gegenüber der Aus-
gangssituation reduziert werden. Gegebenenfalls müssten weitere städtebauliche Optimierungen vor-
genommen werden, um die Erlösseite für die Eigentümer entsprechend zu erhöhen. 

2.6 Bewertung der Varianten 

Alle Varianten haben die Qualität von Testentwürfen und können nicht in die entwurfliche Tiefe von 
Wettbewerbsarbeiten gehen. Durch eine weitere Optimierung des Städtebaus an verschiedenen Stel-
len könnte aus Sicht der Verwaltung nicht nur in Variante 5 die bauliche Nutzung stellenweise noch 
erhöht werden und somit die Ertragsseite noch weiter gestärkt werden. Die Spielräume für die Auslo-
bung des städtebaulichen Wettbewerbs würden sich dadurch voraussichtlich aber einengen. 

Das Regierungspräsidium hat nach der gemeinsamen Diskussion der Varianten und nach eingehender 
denkmalfachlicher Prüfung eindeutig klar gestellt, dass aus fachlicher Sicht grundsätzlich nur ein Kom-
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pletterhalt der Anlage infrage kommt.  
Eine "Halbierung" der Güterhalle und entsprechende Kürzungen oder gar die komplette Entfernung 
der Bahnsteige würden aus Sicht des Referats Denkmalpflege des Regierungspräsidiums so erhebliche 
Eingriffe in das Denkmal darstellen, dass die Denkmaleigenschaft entfallen würde. Aus denkmalfachli-
cher Sicht kommt daher nur die Variante 1 in Frage. Der in Variante 5 vorgeschlagenen Kompromiss-
lösung wird die Denkmaleigenschaft nicht zuerkannt.  

 
Andererseits haben Bahn und aurelis nachvollziehbar aufgezeigt, dass im Falle der Beibehaltung des 
gesamten Denkmals die städtebauliche Gesamtmaßnahme immobilienwirtschaftlich so unrentierlich 
wird, dass beide Unternehmen eine Entwicklung der Flächen nicht weiter verfolgen würden. Die Flä-
chen würden im derzeitigen Bestand liegen gelassen, zumal für die aurelis die aktuelle Vermietung der 
Immobilien und Flächen wirtschaftlich auskömmlich ist.  
Da die Gebäudeeigentümer keinen Anlass sehen, ein nicht denkmalgeschütztes Gebäude zu erhalten 
und unter Wert an die Stadt weiter zu geben, ist der von der Stadt angebotene Lösungsvorschlag be-
dauerlicherweise nicht tragfähig. 
Unter dem Aspekt einer wirtschaftlich tragfähigen Entwicklung kommen für Bahn und aurelis daher 
nur die Varianten 3 oder 4 mit einem Komplettabriss der Gebäude infrage. 

3. Vorgehen der Verwaltung 

Die für den Bahnverkehr entbehrlichen Flächen des Tübinger Güterbahnhofes bieten auf absehbare 
Zeit die letzte Möglichkeit für eine großflächige Innenentwicklung in absolut innenstadtnaher Lage. Ein 
Ausstieg der Grundstückseigentümer aus den Planungen würde für das Areal bedeuten, dass es auf 
nicht absehbare Zeit als Brachflächen unbeplant bliebe und der geordneten städtebaulichen Entwick-
lung von Tübingen entzogen wäre.  
Die Stadt hat daher ein hohes übergeordnetes Interesse daran, dass das Projekt weiter verfolgt wird, 
um an dieser zentralen Stelle zwischen Stadtzentrum und Französischem Viertel neue Flächen für 
Mischgebiete und Gewerbeflächen planungsrechtlich bereit stellen zu können.  

Nachdem der Vorschlag der Stadtverwaltung von den Beteiligten bei Regierungspräsidium und Eigen-
tümern nicht mitgetragen wird, liegt die Abwägung zwischen den Bedenken gegen einen Denkmalab-
riss einerseits und der Aussicht auf Einstellung der Entwicklung andererseits bei der Stadt Tübingen. 

Auch das Regierungspräsidium hat in den intensiven Gesprächen über die Varianten stets betont, dass 
die städtebauliche Entwicklung der Güterbahnhofsflächen eine wichtige und auch regionalplanerisch 
zu begrüßende Maßnahme der Innenentwicklung darstelle, die grundsätzlich unterstützt werde. Das 
Regierungspräsidium überlässt es daher in seiner offiziellen Stellungnahme der Verantwortung der 
Stadt Tübingen, die Vorbereitungen zum Bauleitplanverfahren für den Güterbahnhof  weiter zu verfol-
gen und hat den Projektbeteiligten gegenüber in Aussicht gestellt, gegen die Genehmigung eines Ab-
bruchs des Denkmals aus zwingenden städtebaulichen Gründen fachaufsichtlich nicht einzuschreiten 
Die Stadtverwaltung wird daher in den nächsten Wochen in Zusammenarbeit mit den Grundstücksver-
tretern Bahn und aurelis die Auslobung für den städtebaulichen  Wettbewerb vorbereiten. Das Büro 
a:dk wird im Auftrag der Eigentümer die Ausschreibung als externer Dienstleister koordinieren. Für 
den in der Kooperationsvereinbarung vereinbarten Zeitplan ergibt sich ein Verzug von ca. drei Mona-
ten. In der Vereinbarung wurde der 31.07.2011 als Stichtag aufgenommen für den Fall, dass bis dahin 
noch kein Wettbewerb durchgeführt wurde, um dann erneut über die Durchführung eines Wettbe-
werbs zu entscheiden. Dieser Termin kann gehalten werden.  

Als nächste Aufgaben sind entsprechend der Kooperationsvereinbarung die Beteiligung der Öffentlich-
keit zu organisieren und Aufstellungsbeschlüsse für das Bauleitplanverfahren vorzubereiten. 
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4. Lösungsvarianten 

Die Übernahme eines reduzierten Gebäudebestandes, wie in Variante 5 geprüft, ist im Wesentlichen 
daran gescheitert, dass der Denkmalstatus dann nicht mehr erfüllt wäre. Grundsätzlich wäre aber 
dennoch eine Übernahme der Immobilie durch die Stadt Tübingen denkbar, sofern die Stadt bereit 
wäre, das wirtschaftliche Risiko einer solchen Immobilienentwicklung zu tragen. Der Erhalt von histori-
schen Gebäudeteilen könnte zur Identitätsstiftung und städtebaulichen Qualität des Quartiers beitra-
gen und wäre auch heimatgeschichtlich wertvoll. 
Gleichzeitig sind mit dem Teilerhalt auch gewisse wirtschaftliche Risiken verbunden. Zum jetzigen Pla-
nungsstand liegt keine Machbarkeitsstudie zur Umnutzung der Gebäudeteile vor, die die finanziellen 
Rahmenbedingungen einer Inwertsetzung beziffern würde. Durch den Wegfall der Denkmaleigen-
schaft erhöht sich zudem das wirtschaftliche Risiko für die Stadt, da einem potentiellen dritten Erwer-
ber steuerliche Abschreibungen nicht möglich sind. Hinzu kommt, dass die städtebaulichen Spielräume 
für die Wettbewerbsauslobung eingeschränkt werden. 

Darüber hinaus haben die jetzigen Eigentümer in Gesprächen mit der Verwaltung abgelehnt, den Be-
stand ohne rechtliche Notwendigkeit (Denkmalschutz) erhalten zu wollen, da sie keine städtebaulichen 
Vorteile im Erhalt sehen, demgegenüber aber erhebliche wirtschaftliche Einschränkungen für die Ent-
wicklung befürchten. Die Bahn hat zusätzlich darauf hingewiesen, dass eine weitere zeitliche Verzöge-
rung, etwa durch gutachterliche Untersuchungen zum Erhalt der Bausubstanz, den Antrag auf Plange-
nehmigung für den Rückbau der bahntechnischen Anlagen gefährden würde. Die Bahn hat außerdem 
zusätzliche finanzielle Belastungen durch den Zeitverzug geltend gemacht.  

Da auch bei einer Übergabe des Gebäudes von der aurelis an die Stadt zu null Euro weiterhin ein Defi-
zit auf der Erlösseite im Vergleich zum Zeitpunkt vor der Unterschutzstellung verbleibt, müsste zusätz-
lich der Städtebau im übrigen Plangebiet weiter optimiert und verdichtet werden. 

5. Finanzielle Auswirkungen 

Aus dem Gegenstand der Berichtsvorlage heraus gibt es keine finanziellen Auswirkungen für die Stadt. 

6. Anlagen 

Anlage 1: Fotos des Güterbahnhofs 
Anlage 2: Begründung der Denkmaleigenschaft des Regierungspräsidiums 
Anlage 3: Städtebauliche Varianten 1, 4 und 5

 
















